
Newsletter aus dem Landtag von Bernhard Seidenath, MdL, 27.03.2015

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Parteifreunde,

bei der Eröffnung der EZB-Zentrale in Frankfurt haben linksextremistische Globalisierungsgegner
einmal mehr gezeigt, dass sie zu allem bereit sind: zu organisierter Gewalt und gezielten Angrif-
fen. Diese Gewalt gegen Polizisten, Geschäfte und Wohnhäuser darf nicht toleriert werden! Die
beinahe bürgerkriegsähnlichen Ausschreitungen linker Extremisten legen die verfehlte Extremis-
muspolitik von Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig offen. Deshalb haben wir in einem
Dringlichkeitsantrag eine effektive Bekämpfung linker Gewalt gefordert.
Mehr dazu lesen Sie in meinem folgenden Newsletter.

Im letzten Artikel  lesen Sie meine Pressemitteilung zur Legalisierung von Cannabis.  Am 18.3.
hatte ich  in  der  Sendung „Bürgerforum live“  im Bayerischen Fernsehen die  Gelegenheit,  den
Standpunkt der CSU-Landtagsfraktion darzustellen.

Nun wünsche ich Ihnen wieder eine interessante und informative Lektüre.

Mit den besten Grüßen und guten Wünschen für die kommende Osterzeit
Ihr

Bernhard Seidenath

NewsletterNewsletter



Wirksame Bekämpfung linker Gewalttäter sicherstellen
Die CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag hat die schweren Ausschreitungen in Frankfurt anläss-
lich der Eröffnung der EZB-Zentrale aufs Schärfste verurteilt. Bei den gewalttätigen Ausschreitun-
gen linksextremer Gruppen am 18. März wurden 220 Personen verletzt, darunter 150 Polizisten.
Zudem wurden zahlreiche Scheiben an Geschäften und Haltestellen, mehrere Polizeiautos und
zwei Fahrzeuge der Feuerwehr beschädigt.

In  einem Dringlichkeitsantrag  forderte  die  CSU-Fraktion nun,  bundesweite  Programme gegen
Linksextremismus und die sogenannte Extremismusklausel umgehend wieder einzuführen. Die
Unterzeichnung der Extremismuserklärung muss wieder Bedingung für die staatliche Mittelzu-
weisung an die Projektpartner werden.

Die Staatsregierung will mögliche Konsequenzen für die Einsatzplanung für den G7-Gipfel in El-
mau prüfen und Erkenntnisse aus den Vorfällen in Frankfurt in das bestehende G7-Sicherheits-
konzept einfließen lassen. Die CSU-Fraktion unterstützt dies ausdrücklich. Es müsse alles getan
werden, um Eskalationen wie in Frankfurt soweit wie möglich zu verhindern.

Dringlichkeitsantrag im Wortlaut 

Weitere Dringlichkeitsanträge in dieser Woche
In der Plenarsitzung diese Woche hat die CSU-Fraktion zwei weitere Dringlichkeitsanträge einge-
reicht. Themen: Wohnraumförderung und Rückbau von Kernkraftwerken.

Dringlichkeitsantrag „Erfolgreiche bayerische Wohnraumförderung fortsetzen“
Dringlichkeitsantrag „Rückbau der Kernkraftwerke und Entsorgung sichern“

Ganztagskonzept  -  Mehr  Förderung  und  bessere  Vereinbarkeit
von Familie und Beruf
Die Ganztagsangebote an den bayerischen Grundschulen werden ab kommendem Schuljahr mas-
siv ausgebaut. Ministerpräsident Horst Seehofer, MdL, hat diese Woche mit Vertretern der Kom-
munalen Spitzenverbände die Weiterentwicklung von ganztägigen Bildungs- und Betreuungsan-
gebote für Schülerinnen und Schüler mit einer gemeinsamen Vereinbarung auf den Weg gebracht.
Das Kabinett hatte das entsprechende Gesamtkonzept im Vorfeld beschlossen.

Damit sind die wesentlichen Ziele des Ganztagskonzepts der CSU-Fraktion umgesetzt: Das Mo-
dellprojekt beinhaltet ein Bildungs- und Betreuungsangebot in der Grundschule an fünf Tagen so-
wohl in Unterrichtswochen als auch in den Schulferien bis 18 Uhr. Bis 2018 sollen dann alle baye-
rische Schülerinnen und Schüler bis 14 Jahren ein ganztägiges Bildungs- und Betreuungsangebot
nutzen können.

Für Kerstin Schreyer-Stäblein und Gudrun Brendel-Fischer, Leiterinnen der Projektgruppe Ganz-
tagsschule der CSU-Fraktion, ist die Flexibilität der Angebote wichtig: „Wir wollen den Schulen
keine Einheitslösung überstülpen, sondern bedarfsgerechte Lösungen finden, die in den jeweiligen
Kommunen funktionieren. Das beinhaltet auch die Zusammenarbeit mit anderen Institutionen vor
Ort, wie beispielsweise der Jugendhilfe“, erläutert Schreyer-Stäblein. „Bestehende Ganztagsange-
bote sollen gezielt weiterentwickelt werden, und das in enger Zusammenarbeit mit den Kommu-
nen“, betonte auch Brendel-Fischer.

Pressemitteilung zum Thema 

http://csu.tracking.mail2many.de/process.aspx?zp=eJxdj8FuwyAMht+FQ28jmBiIXVV7lMoNtI2WRdGgyqRq774kojvsgj4+2b9tYTD8zGxZSa+OmR0r8OfgN15lnzcAVmMVpfwXQwX36vm6beANq+A1eGeTtykYCYREGgCsIYeIhCjoDKUeu0iXGJyli/NkrmKvqYYNe9iaVf+yj2tZteQqff4567taNu7Kb1uthfDa9bGfiKzupczcNMuy6D4/3kaZYpGbjqkZppi+9Xyf3z/kBIe8vngY4nSirlXHn1+56lGg
http://csu.tracking.mail2many.de/process.aspx?zp=eJxdjt1qxCAQRt/FBzBq/ImzVy27970o9HKZqMmGpmGJLmkpffdGcZdSQThzGD8/BM7gO4IAgo4cIiggXJ+NzrxLFzNwIHMVKf0XUwV1f7OOGTQDYjTlWomgRTAMjZXWUs65YFZJKa2UKBWzwcnO294bJWyvtGUDiiHUsKmE7Vl1xvJdC6S1stLHwwnT1rW5KJ1b7Yvi3vVWyrMOyCWla4Sm2baN9vgV1oXOuPiEI/Uh2+a0z6/hMz31M47h/PbCTXNcb+49oruEpXnGOEX/R7By5H4f2Bl69QM5/PwCnPBjnA==
http://csu.tracking.mail2many.de/process.aspx?zp=eJxdjt1qxCAQRt/FBzBq/ImzVy27970o9HKZqMmGpmGJLmkpffdGcZdSQThzGD8/BM7gO4IAgo4cIiggXJ+NzrxLFzNwIHMVKf0XUwV1f7OOGTQDYjTlWomgRTAMjZXWUs65YFZJKa2UKBWzwcnO294bJWyvtGUDiiHUsKmE7Vl1xvJdC6S1stLHwwnT1rW5KJ1b7Yv83vVWyrMOyCWla4Sm2baN9vgV1oXOuPiEI/Uh2+a0z6/hMz31M47h/PbCTXNcb+49oruEpXnGOEX/R7By5H4f2HX06gdy+PkFnHZjnA==
http://csu.tracking.mail2many.de/process.aspx?zp=eJxdjt1qxCAQRt/FBzBq/ImzVy27970o9HKZqMmGpmGJLmkpffdGcZfSAeHMYeZzEDiD7wgCCDpyiKCAcH02OvMuXczAgcxVpPRfTBXUfWcdM2gGxGjKtRJBi2AYGiutpZxzwaySUlopUSpmg5Odt703StheacsGFEOoYVMJ27Nqj+W7Fkhr20ofDycMr2NzUTpftQ/ebbqV41kH5JLSNULTbNtGe/wK60JnXHzCkfqQbXPa+9fwmZ76GcdwfnvhpjmuN/ce0V3C0jxjnKL/I1gpub8Hqo5e/UAOP7+Z/GOV


Wer am Kopftuchverbot  rüttelt,  rüttelt  am Selbstbestimmungs-
recht der Frauen
Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum Kopftuchverbot war diese Woche Thema in
der Sitzung der CSU-Landtagsfraktion. Bildungsminister Dr. Ludwig Spaenle bekräftigte hierbei,
dass die Staatsregierung derzeit keinerlei Anlass sehe, aufgrund des Urteils gesetzliche Änderun-
gen in Bayern vorzunehmen.

Die Regelung im Bayerischen Unterrichtsgesetz zum Tragen von äußeren Symbolen und Klei-
dungsstücken durch Lehrkräfte an bayerischen Schulen wurde vom bayerischen Verfassungsge-
richtshof erst im Jahr 2007 als verfassungskonform eingestuft. Zudem seien in Bayern keine Pro-
bleme in der Praxis bekannt, so Spaenle.

„Das Tragen eines Kopftuches ist in vielen Fällen immer noch ein politisch-religiöses Symbol der
Unterdrückung von muslimischen Frauen“, erklärte Gudrun Brendel-Fischer, stellvertretende Vor-
sitzende der CSU-Fraktion nach dem Urteil  des Bundesverfassungsgerichts.  Sie sei  überrascht,
dass das Gericht seine ursprüngliche Haltung zum Kopftuchverbot nun ins Gegenteil verkehrt hat.
„Wer am Kopftuchverbot rüttelt, der rüttelt gleichzeitig am Selbstbestimmungsrecht der Frauen“,
betonte sie.

Pressemitteilung zum Thema 

Neuer Schwung für Forschung und Innovation: Zentrum für Digi-
talisierung Bayern
Bayerns Wirtschaftsministerin Ilse Aigner und Wissenschaftsminister Ludwig Spaenle haben die-
se Woche in der Fraktion das Konzept des Zentrums Digitalisierung.Bayern (ZD.B) vorgestellt.
Das ZD.B mit Standort in Garching soll als Forschungs- und Kooperationsplattform Unterneh-
mensgründer und Projekte im Freistaat unterstützen. Ziel ist eine bessere Vernetzung von Wirt-
schaft und Wissenschaft.

Außerdem sollen 20 neue Professorenstellen im Digitalisierungsbereich geschaffen werde, die sich
auf ganz Bayern verteilen werden. Der Freistaat erwartet sich dadurch auch wertvolle Impulse für
die Regionen.

Zum Start sind drei Plattformen zu den Themen "IT-Sicherheit", "Digitalisierte Produktion", und
"Vernetzte Mobilität" vorgesehen. Zwei weitere zu den Themen "Digitale Medizin/Gesundheit"
und "Digitalisierung im Energiebereich" sollen folgen. Bis zum Jahr 2019 will Bayern für diese
Maßnahmen knapp 116 Millionen Euro bereitstellen.

Pressemitteilung zum Thema 

http://csu.tracking.mail2many.de/process.aspx?zp=eJxdj0GOwjAMRe+SBTvSJDjO2AjNUZBpAlSUqpoEFQlx92mrMIvZRC9P9rctbA2/MjtW0qp9Zs/K4jHgwrNs8wKWVV9FKf9FV8F/en4uC6BhFVBb9C6hS8FIICDS1lpnyAMAAQh4Q6mFr0inGLyjk0cyZ3HnVMO6NWzOqn9Zx+1Y7Qgr3f+cC6aW9avCZau50H52fawnAqtrKSM3zTRNus2PbS9DLHLRMTXdENNTj9fx+yYHu8nzC5suDgcKQe3fv7gQUZ4=
http://csu.tracking.mail2many.de/process.aspx?zp=eJxljt1uwyAMRt+F+wGm/NTuw0wkcTukJIoCVTRVffeFiOxiu+JwZH/+IoGmVyZDIvbilsmRAP8ZfOVd9rkCkBibKOWvSA3cubM+KnhNIngJ3hn2hoOOAS2iBACj0Vlr0dponUbu7XXAbgjOYOc86ns0d25h6Qjbs9o/HucuJC4YGk2/znhsY+OhfG21D8LZ9Vnhurf/KmUhpbZtk7lMW5Jd/OZ1lgOrZeWcz2dKpXAan/OD539KLZNy8GE0OCVu7x9aqV1G


Ausbau- und Finanzierungssituation im Straßenbau – Bericht von
Staatsminister Herrmann
Innenminister Joachim Herrmann informierte die Abgeordneten diese Woche über die aktuelle Si-
tuation im Straßenbau. Im vergangenen Jahr hat Bayern 1,228 Milliarden Euro für Bundesauto-
bahnen und –straßen erhalten. Das sind ca. 18 Prozent vom Gesamthaushalt des Bundes für den
Fernstraßenbau.

Im aktuellen Bundesfernstraßenhaushalt 2015 stehen insgesamt 6,272 Milliarden Euro zur Verfü-
gung. Bayern erhält aus diesem Topf 1,07 Milliarden Euro. Staatsminister Herrmann erwartet je -
doch im Laufe des Jahres weitere Zuweisungen für vom Bund verwaltete Haushaltstitel und im
Mittelausgleich.

Bayern hat im vergangenen Jahr für Um- und Ausbau sowie Instandhaltung seiner Staatsstraßen
insgesamt 250,9 Millionen Euro ausgegeben – 80 Prozent der Gelder flossen dabei in Projekte im
ländlichen Raum. Im Haushalt 2015/2016 wurden jeweils wieder 250 Millionen Euro an Investiti -
onsmitteln bereitgestellt. Davon sollen jährlich jeweils 100 Millionen Euro in Um- und Ausbau
und 150 Millionen in die Bestandserhaltung fließen. Mit Mitteln aus dem Bayerischen Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetz wird zudem der Aus- und Neubau verkehrswichtiger kommunaler
Straßen gefördert. Hier stehen für das laufende Jahr 143 Millionen Euro und für neue Programm-
aufnahmen rund 150 Millionen Euro zur Verfügung.

Die Woche in Bildern
In dieser Woche wurde der langjährige Landtagsbeauftragte der Staatskanzlei verabschiedet. Frak-
tionschef Thomas Kreuzer bedankte sich bei Dr. Rüdiger Detsch für die gute Zusammenarbeit.
Weitere Impressionen aus der Fraktionssitzung, dem Plenum und aus Fachgesprächen in unseren
Bildern der Woche!

Zur Bildergalerie 

Zahl der Woche: 20,7 Millionen
20,7 Millionen Euro stellt Bayern für kommende Maßnahmen der Wasserversorgung im ländli-
chen Raum bereit.  Das verkündete Umweltministerin Ulrike Scharf diese Woche in München.
Mehr als 950 Gemeinden in Bayern profitieren von den Geldern: Für kommunale Abwasseran-
lagen werden 9,8 Millionen Euro ausgezahlt,  verteilt auf 53 Gemeinden. Bei der Kommunalen
Wasserversorgung werden an 16 Gemeinden 1,3 Millionen Euro ausbezahlt. Für Kleinkläranlagen
fließen Fördermittel von 9,5 Millionen Euro in 903 Gemeinden. Die Auszahlung der Mittel erfolgt
am 26. März.

Pressemitteilung zum Thema 
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Nein zur Legalisierung von Cannabis als Genussmittel
Erleichterung des Zugangs für schwerkranke Patienten

„Über Cannabis wird derzeit viel diskutiert. Es gibt sogar ein Volksbegehren, das Cannabis als Ge-
nussmittel legalisieren möchte. Dies aber wäre völlig falsch. So weit darf es nicht kommen“, er-
klärte Bernhard Seidenath, Stimmkreisabgeordneter für den Landkreis Dachau im Bayerischen
Landtag und gesundheits- und pflegepolitischer Sprecher der CSU-Landtagsfraktion.

„Die Freigabe von Cannabis als Genussmittel lehne ich strikt ab, weil Cannabis eine hochwirksa-
me stimmungs- und wahrnehmungsverändernde Droge ist. Sie kann bei einem länger andauern-
den Konsum erhebliche gesundheitliche Konsequenzen haben, etwa psychische Störungen wie
Antriebsverminderung oder Konzentrationsstörungen. Wenn Cannabis geraucht wird, erhöht sich
auch das Lungenkrebsrisiko enorm. Zudem kann Cannabiskonsum wie eine Einstiegsdroge wir-
ken und die Hemmschwelle für den Missbrauch anderer psychoaktiver Substanzen und illegaler
Drogen herabsetzen. Ein Verbot ist und bleibt das klarste Statement zu den Gefahren und Risiken
dieser Substanz“, betonte Seidenath.

Von einem Cannabis-Konsum als Genuss- und Rauschmittel ist aber seine Verwendung zu medizi-
nischen und therapeutischen Zwecken zu unterscheiden. Bekannt ist, dass Cannabis in der Medi-
zin heilsame Wirkungen entfalten kann, etwa bei Patienten mit starken Schmerzen, mit Multipler
Sklerose oder Hyperaktivität. Die Drogenbeauftragte der Bundesregierung hat sich deshalb dafür
ausgesprochen, Cannabis in diesen Fällen verstärkt als Medizin einzusetzen. Die Schwierigkeit
wird darin bestehen, den Kreis der möglichen Bezieher abzugrenzen. „Geholfen werden soll ja
denjenigen und nur denjenigen, die dieses Arzneimittel auch tatsächlich dringend brauchen. Ich
halte diesen Weg für richtig und kann ihn mitgehen“, erklärte Seidenath und fügte hinzu: “Mein
Fazit lautet deshalb: Cannabis aus eng begrenzten medizinischen und therapeutischen Zwecken
Ja, ansonsten Nein!“


